
Gesellschaftliche Entwicklungen

Neuordnung des Jugendhilfegesetzes In der
Bundesrepubli
Zu einem Diskussionsentwurf des Bundesministeriums für Jugend, Familie
und Gesundheit
Am Aprıl 1973 hat der Parlamentarische Staatssekre- eine Zeıtspanne VO  3 mindestens Z7wWwel Jahren erstrecken,
tar 1im Bundesministerium für Jugend, Famiılie un (3e- daß eine Verabschiedung rechtzeit1ig VOTr Abschluß der
sundheit, Heinz Westphal, den Diskussionsentwurf für Legislaturperiode un nach Möglichkeit auch noch VOT

eın Jugendhilfegesetz 1! der Oftentlichkeit VOTL- der für gesetzgeberische Schritte nıcht besonders günstigen
gestellt. Der 133 Paragraphen umfassende Entwurt wurde Vorwahlkamptzeıt gesichert se1n sollte. Dıie Bundes-
VO  - einer VO tederführenden Mınister berufenen Sach- regıerung hat wıederholt ihre Absıicht bekräftigt, die Re-
verständigen-Kommission 1n einem Zeıitraum VO 21/2 torm des Jugendhilferechts in der siebten Legislatur-
Jahren ausgearbeitet; enthält auch ıne Begründung periode des Deutschen Bundestages durchzuführen.
den Einzelvorschriften. Der Kommissıon gehören 12 Mıt-
ylieder an Eın Psychologe, eın Rechtswissenschaftler, ein
Vormundschaftsrichter, Z7wWe!l Soz1ial- un: Jugendamts- Die Ausgangslage des Gesetzgebersleiter, Z W e1 Leıiter VO  - Landesjugendämtern, Z7wWel Ver-
treter der Jugendverbände, drei Vertreter der Freien Das ZUuUr Reform anstehende Gesetz für Jugendwohlfahrt
Wohlfahrtsverbände. Die Beratungsergebnisse der Kom- VO  - 1961 1St bisher die wichtigste Grundlage ftür
M1ISSION stellen unterschiedlicher weltanschaulicher die Jugendhilfe in der Bundesrepublik Deutschland. Es
un: Jugendpolitischer Standpunkte ZU großen eıl über- geht auf das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz (RJWG) VOIN

einstımmende Meınungen dar Wo die Kommissıon. wegen 1927 zurück, das 1924 in raft Crat, aber infolge der
grundsätzlıcher Meinungsverschiedenheiten kein einheit- wirtschaftlichen Entwicklung der Weıimarer Republik 1n
ıches Ergebnis tormulieren konnte, enthält der Diskus- seiınen Leistungen durch Notverordnungen bereits VO  >

sionsentwurtf Alternativvorschläge, z B bei den Be- Anfang stark beschnitten WAar. Das R]WG Von 1922
stımmungen über das Verhältnis Ööffentlicher un: freier wurde nach dem Zweiten Weltkrieg 7zweımal grundlegend
Träger, über den Jugendwohlfahrtsausschufß, der zukünf- novelliert. 1953 1m Hınblick aut die Neuorganısatıon
t1g Jugendhilfeausschuß heißen soll; un über Erziehungs- des Jugendamtes, nach der das Jugendamt Aus Jugend-
hılfe für behinderte Junge Menschen. Sotern noch weıtere wohlfahrtsausschuß un: Verwaltung des Jugendamtes
VO Entwurf abweichende Miınderheitsvoten in der Kom- besteht, SOWI1e hinsichtlich einer Erweıterung der Pflicht-
missıon abgegeben wurden, die jedoch nıcht Zur Ormu- aufgaben der Jugendämter. 1961 wurde das R]JWG in
lıerung VO Alternativvorschlägen führten, siınd diese ın JWG umbenannt un als wesentliche Neuerungen die
der Begründung des Entwurts ZU Ausdruck gebracht. freiwillige Erziehungshilfe, die Heimaufsicht, die Um-

wandlung der Schutzautfsicht in _ die Erziehungsbeistand-
In der Diskussionsphase, für die das Mınısterium schaft SOWI1e das Bundesjugendkuratorium ZUur Beratung
ein halbes Jahr vorgesehen hat, sollen alle ınteressier- der Bundesregierung in allen Fragen der Jugendhilfe e1n-
ten Verbände un Institutionen Gelegenheıt erhalten, geführt. Rückblickend ann mMan feststellen, da{fß 961

ıne Chance vertan wurde: die damals schon VOINN derdem Entwurf Stellung nehmen. Dıiese Phase
wırd mıiıt einem mehrtägıgen Hearıng beim Bundes- Fachwelt nahezu einhellıg geforderte große Retorm des
mınısterıum tür Jugend, Famiılie un Gesundheit 1m Jugendhilferechts unterblieb, obwohl eın fertiger (jesetz-

entwurtf 1im federführenden Mınıiısterium vorhanden WwWal.Herbst 1973 iıhren Abschluß finden Das Ergebnis der
Fachdiskussion wırd bei der dann folgenden Erstellung
eines Referentenentwurfes berücksichtigt werden können, Damals w1e heute konzentriert sıch die Kritik gelten-
für die dasM eın weıteres halbes Jahr veranschlagt. den JWG insbesondere auf die folgenden Punkte:
Daher annn damıt gerechnet werden, daß 1m Frühjahr Dem Gesetz fehlt ein konkreter Leistungskatalog, der in

eindeutiger un umfassender Weıse die öffentlichen Tra-1974 der Referentenentwurt alls Regierungsvorlage den
gesetzgebenden Körperschaften 1m Bundestag un: Bundes- SCI der Jugendhilfe ZUF Gewährung VO  — Hilfen Vel-

rat zugeleitet wird. Die parlamentarische Behandlung pflichtet. Dieser Nachteil wırd dadurch noch verstärkt,
des Gesetzentwurtes dürfte sıch nach aller Erfahrung auf daß terminologisch nıcht sauber zwischen Aufgaben,
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Maßnahmen, Eınrıchtungen un: Veranstaltungen nNntier- Dıiese un andere Mängel des geltenden Jugendhilferechts
schieden wiıird SOWI1e Autfbau und Gliederung des (esetzes 111 die Reform beseitigen. In den Grundzügen der Ziel-
erhebliche Mängel aufweisen. SCELZUNS zeichnet sıch in der Fachwelt ıne recht welt-

gehende Übereinstimmung aAb Eınıige gesetzlıche Kon-Das JWG proklamiert ZWAar 1mM das Recht jedes deut-
schen Kındes „auf Erziehung ZUTF leibliıchen, seelischen und SEqQUENZECN aber, die der Erreichung dieser Zielsetzung
gesellschaftliıchen Tüchtigkeit“, enthält aber keine klar dienen sollen, hier vornehmlich die organisationsrecht-

bestimmten un abgegrenzten subjektiv öftentlı- lichen Bestimmungen in bezug auf die Funktion Ööftent-
chen Rechtsansprüche auf erzieherische Hılfen für Kinder licher un freier Träger ın der Jugendhilfe, sınd

strıtten.und Eltern. Gleiches zilt für die notwendigen Gewähr-
Jleistungsverpflichtungen der öffentlichen Träger.
Dıe wenıgen konkret bestimmten Hıltearten des J WG
sınd überwıegend als hoheitliche Eingriffsmaßnahmen
ausgestaltet un: werden daher VO  3 den „Betroftenen“ Die Jjugendpolitischen Leitlinien
eher als Strate denn als Hıltfe empfunden. Nach dem Jugendhilfeverständnis der Bundesreg:erungDas JWG enthält ungenügende Vorschriften über die hat dieser Bereıch, „der allzulange dem Aspekt der
Qualifikation der Fachkräfte und den Standard der päd- Fürsorge als ıne Art gesellschaftlıcher euerwehr 1n
agogischen Methoden, daß siıch regional eın erhebliches Sachen Jugend gesehen wurde, ine eigengewichtige und
Leistungsgefälle entwickeln konnte. zugleıch komplementäre Funktion 1mM breitgetächertenDie Aufgabe der bedarfsgerechten Planung VO  $ Einrich- Soz1alısationssystem unserer Gesellschaft. Jugendhilfe 1St
tungen der Jugendhilfe un: der Zusammenhang dieser nıcht mehr auf die Rolle eiınes Ausfallbürgen für hılts-
mıiıt der gemeindlichen Gesamtplanung sınd 1mM geltenden bedürftige Junge Menschen beschränkt, S1ie versteht sıch
1WG unzureichend gelöst. Mängel enthält auch das vielmehr als eın das Erziehungs- un BildungsangebotKostenrecht. in Famiılıie, Schule und Beruf ergänzender unterstutzen-
Das Verhältnis des JWG ZzUuU Familienrecht des BGB, der Erziehungsträger, der in uUunNnNsSeremImnN Sozialisatıiıons-
das bekanntlich in 1666 vormundschaftsgerichtliche SYyStemM ıne ebenso bedeutsame und unverzichtbare
Maßnahmen ZUuU Zwecke der Erziehung vorsieht, 1ST Funktion hat wıe eLtwa die Schule oder die Berutfsausbil-
nıcht hinreichend geklärt un hat 1ın der Praxıs ınem
recht problematischen Dualısmus geführt, der 1mM Inter- dung.“ * Be1 anderer Gelegenheıt erklärte die Bundes-

regıerung, daß „die Jugendhilfe eın notwendıger Teıl des
S5Cc einer einheitlichen Hilfegewährung beselitigt werden Bildungswesens“ sel. Diese Außerungen lassen
mu deutlich erkennen, dafß die Funktion der Jugendhilfe als
Eın weıteres allerdings nıcht unumstriıttenes Re- „vlerter Erziehungsträger“ neben Famıuılie, Schule un:
tormziel besteht iın der Forderung, das Jugendstrafrecht Beruf die ıhrer Bedeutung angeEMESSCNEC politische und
(Jugendgerichtsgesetz JGG) MIt dem Jugendhilferecht rechtliche Stellung offenbar erreicht hat, andererseıts Jes

vereinıgen, die VO  } der Arbeiterwohlfahrt 1n ıhrer doch Abgrenzungsschwierigkeiten ZU BildungsbereichDenkschrift? erhoben wurde. Diıesem Vorschlag lıegt dıe hın und dies aut dem Hintergrund der Kompetenz-These zugrunde, daß Dissozialität un: Delınquenz Jun- verteilung 7zwischen Bund und Ländern nach dem Grund-
SCr Menschen auf gleiche Ursachen zurückgehen un: da-

ZESETZ bestehen. Wenn also des Zıeles der „Einheit
her miıt den gleichen pädagogischen Hılten beant- der Jugendhilfe“ wiıllen (Erziehungshilten und außer-

werden sollen. schulische Jugendbildung) der Diskussionsentwurf das
echt jedes Jungen Menschen auf Erziehung un Bildung

Eın etzter Vorwurt trifft das 1WG zew1(ß Unrecht: alls ıne VO der Jugendhilfe gewährleistende Auf-
daß Umfang un Qualität der Jugendhilfeleistungen gabe definiert, wırd damıt sıchtbar, da{fß eın Jugend-
nahezu ausschließlich VO der Finanzkraft der kommuna- hılfegesetz 1m Spannungsfeld der Sozialpolitik 1 weıte-

ren Sınne und der Bildungspolitik steht. An Versuchen,len Träger abhängig 1St und daher regional un örtlich
eın erhebliches Leistungsgefälle besteht, das 1m Interesse sozialpädagogische 'Aufgaben der Jugendhilfe tür den
des Anspruchs der Bürger aut dıe FEinheitlichkeit und Bildungsbereich reklamıeren un S1e damıt Au der
Vergleichbarkeit der Lebensverhältnisse nıcht hingenom- Jugendhilte herauszulösen, hat in etzter eıt nıcht g-
inen werden kann, 1St keıin spezifisches Jugendhilfepro- fehlt ınzuweısen 1ST auf die Kindergartengesetzgebung

der Länder, hier insbesondere Bayern, das eın Kinder-blem Hıer zeıgt sich vielmehr der grundlegende Wıider-
spruch 7zwischen eıiıner Entwicklung, dıe den Kommunen artengesetzZ erlassen hat un ausdrücklich nıcht als
durch Bundesrecht ıne Fülle oder erweıterter Le1i- Ausführungsgesetz ZU JWG bezeichnet. Von der „ande-
stungen ım Sozijalbereich auferlegt, und der Tatsache, dafß ren Seıte her“ kommen indessen Bestrebungen, die Jugend-
die daraus eigentlıch zwingend notwendıgen Konsequen- hılfe ın das geplante Sozialgesetzbuch einzubauen, womıit
zen für die Finanzverfassung unseres dreigliedrigen (je- der Anspruch eiıner Bildungshilte zumindest 1n rage
meinwesens (Bund, Länder, Gemeinden) nıcht pCZOHCOH gestellt wird, da 1m SGB überwiegend Leistungen der
werden. materiellen Daseinsvorsorge geregelt werden. Der Dıs-
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lie bewirkt, werden solle. Daher steht auch das Prinzipkussionsentwurf häalt demgegenüber daran fest, daß

Jugendhilfe Erziehung un Bildung Junger Menschen einer familiennahen Jugendhilfe dem übergeord-
umfassen soll Gesichtspunkt des Wohles des Jungen Menschen.

Dıie Beantwortung der schwierigen Frage, nach welchen

Er ll damıt etztlich die gesellschaftliche Funktion der objektiven Kriterien das Wohl des Jungen Menschen
definieren 1St un: WCECINHN etztlich die Entscheidung hıer-Jugendhilfe, deren Theorie die Sozialpädagogik ist, deut-

lich gegenüber dem sozialen Bereich un dem Bildungs- ber zukommt, soll dadurch erleichtert werden, dafß der
Diskussionsentwurt für das Verfahrensrecht altersent-bereıch, der in dem heutigen Verständnis noch immer miıt
sprechend gestufte Anhörungs- un MitwirkungsrechteSchule aAsSsOz1L1ert wird, abheben. ıne moderne un often-

S1V verstandene Jugendhilfe hat die Aufgabe, die gesell- für Junge Menschen vorsieht.
schaftlıch bedingten Ursachen heutiger Soz1ialısat1ıonspro-
bleme analysıeren und daran mitzuwirken, da die
gesellschaftlıchen Bedingungen, die Notstände produzıe- Der Juristische Inhalt des Entwurfs
ren, verändert werden. Sıe wird daher nıcht NULr eın
ystem spezifischer Bildungs- un Erziehungshilfen Derfweıst folgende Gliederung auf
bieten, sondern zugleıch Einfluß nehmen auf die Gestal- Allgemeiner Teil S auf Jugendhilfe, Anspruch autf
tung der Sozialpolıitik un der Bildungspolitik. Woran Erziehungshilfe, Träger un Mitwirkung. Allgemeıne
der Jugendhilfe heute jedoch VOL allem mangelt un: Leistungen der Jugendhilfe: Wahrung der berechtigten
hier lıegt auch die Schwierigkeit, sıch als eigenständiger Interessen der Jugend un: der Famiuilie, allgemeıine För-
Bereich neben Bildung un: Sozijalhıilte behaupten derung der Jugend, allgemeıine Förderung der Famıilien-
1St ıne Jlangfristige Konzeption mMit klaren Zielvorstel- erziehung. Erziehungshilfen: allgemeıne Erziehungs-
lungen, w1e S1e 1m Bildungsgesamtplan siıchtbar hılfen, Hıltfe tür unvollständige Familien, Erziehungs-
werden. Die fehlende Planung 1mM Bereich der Jugend- hılte für behinderte Junge Menschen, Erziehungshilfen
hılfe hat nıcht zuletzt auch dazu geführt, daß 1m Bildungs- bei Gefährdung oder Störung der Entwicklung, Beendi-
SYSTEM 1M ECENSCICH Sınne die eigentlichen Ursachen heut1- Suns der Erziehungshilfen. Schutz VO  - Minderjährigen
SCI Sozialisationsprobleme nıcht deutlıch gesehen außerhalb des Elternhauses. Vormundschafts- und
werden. Der Diskussionsentwurf 111 wenıgstens —- Jugendgerichtshilfe. Einrichtungen. Behörden, Zu-
weıt es beim Abstecken des rechtlichen Rahmens möglich ständigkeıt, Kosten. Verfahren. Ordnungswidrig-
1St diese Perspektive der Jugendhilfe für die Zukunft keiten un Strafvorschriften.
öffnen. Das Kernstück des Entwurtfs 1St eın u  9 erweıterter

Leistungskatalog, der iın einer umfassenden un: difteren-
zıierten Weıse alle Hıltearten definiert. Er gliedert siıchEın weıterer grundlegender Ausgangspunkt für das

Jugendhilferecht 1St Art der Ehe un: Famiılie ZWAar in mehrere Abschnitte, unterscheidet aber prinzipiell
un den besonderen Schutz der staatlıchen Ordnung 7zwiıischen Z w el grofßen Leistungsgruppen: den Hılten ZUr

stellt, die Pflege un Erziehung der Kıiınder als das natur- allgemeiınen Förderung der Jugend un den Hılten ZUE

ıche B- der Eltern un: die ıhnen VOrTr allen anderen allgemeınen Förderung der Familienerziehung einerse1ts
sSOWI1e den Erziehungshilfen andererseıits. Während fürobliegenden Pflichten bezeichnet, über deren Betätigung

die staatliche Gemeinschaft wacht. Daraus folgt, da{fß die die Erziehungshilfen (beginnend mi1t Beratung bıs hın ZuUur

Erziehung außerhalb der Familie) überwiegend subjek-Jugendhilfe die Aufgabe hat, die Erziehung in der amı-
tiv-Öffentliche Rechtsansprüche vorgesehen sind, bedientlie fördern, unterstutzen bzw 1mM Ausnahmefall

S1e durch ıhre Leistungen aber nıcht dazu sıch der Entwurtf bei den Hılten ZUrLr allgemeinen Förde-
rung der Jugend un der Familienerziehung eiıner Ge-beitragen darf, zusätzliche Konflikte „wischen Eltern

un Heranwachsenden verursachen oder vertieten. währleistungsverpflichtung des öffentlichen Trägers, da

Sofern Erziehungshilfen gewährt werden mussen, sollen sıch be1 den Beratungen herausstellte, dafß subjektiv-
öffentliche Rechtsansprüche iın diesen Bereichen nıcht Just1-diejenigen bevorzugt werden, die familiennah gestaltet
7z1abel sind.werden können un be1 denen die Mitwirkung der Eltern

sowohl erreichbar 1st w1e praktızıert werden kann. Das Es wırd auch noch sorgfältig prüfen se1in, ob in allen
im Entwurt vorgesehenen Fällen subjektiv-öffentlichebedeutet Da den Vorrang ambulanter Erziehungshil-

fen gegenüber Hılten außerhalb der Famiıilie, w1e Heım- Rechtsansprüche auf Erziehungshilfen beibehalten weI-

den können, besonders dem Gesichtspunkt der VeOeI-erziehung. Die Forderung nach einer Familienbezogen-
eıt der Jugendhilfe dart jedoch nıcht dahingehend miß- waltungsrechtlichen Konsequenzen bıs hın ZULr.F Verwal-
verstanden werden, als ob die Jugendhilfe damıt ZU tungsgerichtsbarkeıt.
hemmenden Faktor 1ın dem individuell recht verschie-
den verlaufenden Prozeß der Gewiınnung VO  — Selbstver- Mıt der Einführung einklagbarer Rechtsansprüche auf
antwortun un Selbstbestimmung des jJungen Menschen, Erziehungshilfen ıne NEUC Entwicklung in der
der auch die allmähliche Loslösung US der eigenen amı- Jugendhilfe eın, die p das Sozialhilferecht bereıts seit
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1961 kennt un die oftenbar be1 der weıteren Ausgestal- große und umfassende Jugendgesetzbuch er wartete, das
Lung des sozialen Rechtsstaates unausweiıchlich ist: das alle verwandten Rechtsmaterien, wIıe Ausbildungs-
Gegenüber VO  - anspruchsberechtigtem Bürger un: le1- förderung, Jugendschutz, Jugendstrafrecht, inmen-

stungsverpflichtetem öftentlichem Träger. Um entsche1- faßt, wırd enttäuscht se1n. Der Versuch, das Jugendstraf-
dender 1St angesichts dieser Entwicklung tür die yecht miıt dem Jugendhilferecht vereinıgen, den der
Siıcherung einer treiheıitliıchen Demokratie die Frage, ob Entwurf ZWar anstrebt, jedoch nıcht bis in die letzte KOon-
un: 1ın einem Erziehungs- un: Bildungsgesetz die SCQUCNZ durchzıeht, 1St überdies ın Fachkreisen umstrit-
Einführung VO  - Rechtsansprüchen auf Erziehungshilfen ten. Die These, dafß Jugenddelinquenz un! Jugend-
durch die Grundrechte der Verfassung gedeckt siınd un dissozijalıtät auf den gleichen Ursachen beruhen un daher
ob Leistungsverpflichtung des öftentlichen Trägers - miıt den gleichen pädagogischen Mitteln beantworten
gleich Durchführungsverantwortung sein muß, denn dıe seı1en, würde etztlich ZUur Folge haben müussen, die Straf-
Einrichtungen, Diıenste und Veranstaltungen der Jugend- mündiıgkeıtsgrenze VO  $ heute Jahren bıs ZUr oll-
hılfe werden heute ınem überwiegenden Teil VO  ; den jJährigkeit heraufzusetzen. Der Entwurf zeıgt diese Kon-
freien Irägern der Jugendhilfe angeboten. Das auch 1m SCQqUCNZ nıcht, sondern strebt einen Kompromiß A} der
Diskussionsentwurf vorgesehene Wahlrecht des jungen aAb Jahren ıne bedingte Straifmündigkeıit vorsieht.
Menschen un des Personensorgeberechtigten hat NUur Kritisch ware anzumerken, ob lediglich ıne AÄnderung
dann eiınen Sınn, WenNnn 1n der Jugendhilfe Ööftentliche und VO  3 Begriffen und eine NeUeEe Zuständigkeit der Ent-
treie gesellschaftliche Angebote vorhanden sınd, eın wurf übernimmt miıt anderen Termin1ı große Teıle des
plurales Hilfesystem esteht. Besonders in den Bereichen bisherigen nstrumentarıums des Jugendgerichtsgesetzes
Erziehung un Bildung konkretisieren sıch unterschied- schon als pädagogische Reaktion auf Verfehlungen Junger
ıche Wertvorstellungen in Oorm treier Angebote, die Menschen gelten ann
allerdings U  T se1ın mussen und auf die Zustim-
INUNS Jjener, die s$1e annehmen ollen, angewlesen sind. Für die Zusammenarbeit öffentlicher und freier IrägerEs vertragt sıch nıcht miıt dem Grundsatz, daß Jugend- der Jugendhilfe, die nach den Vorstellungen der Bundes-
hılfe wne gesellschaftliche Aufgabe Ist, wenn der (jesetz- regierung ıne partnerschaftliche sein soll; enthält der
geber über die Leistungspflicht des SÖffentlichen Trägers Diskussionsentwurf Z7Wel Lösungsvorschläge: Der ıne
den Versuch unternimmt, die Jugendhilfe 1mM Endergeb- würde dıe Stellung un: damıt die WıirkungsmöglichkeitenN1ıs verstaatlıchen. Mag diese Entwicklung auch heute der treien Träger gegenüber dem bisherigen echt erheb-
angesichts des Stärkeverhältnisses öffentlicher un treier lıch einschränken. Er sıeht VOT, daß die öffentlichen TIrä-
Träger unrealistisch erscheinen, geht hierbei eın SCr der Jugendhilfe die freien Träger der Durchfüh-
prinzıpielles Bekenntnis ZUr Ausgestaltung der Jugend- Iung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz beteiligen oder
hilfe in einem freiheitlichen, pluralen un demokratischen
Staat

ıhnen die Ausführung VO  >} Erziehungshilfen übertragen
können, womıt theoretisch die Handhabe gegeben 1St, die

Unter den zahlreichen Neuerungen des Leistungskatalogs Gewährung und Durchführung VO  3 Leistungen der
1St ine Bestimmung hervorzuheben, die wne erhebliche Jugendhilfe allein öftentlichen Trägern vorzubehalten.
Auswirkung auf die Verbesserung der Praxıs haben Auf der gleichen Linıe lıegt der Vorschlag, den Jugend-kann: Vor jeder Entscheidung über 1ne gewährende wohltahrtsausschufß abzuschaffen, der sıch als bürger-
Erziehungshilfe ist ıne psycho-soziale Dıiagnose durch nahes Instrument kommunaler Jugendhilfeplanung be-
Fachkräfte erstellen un eın Gesamtplan für die Ge- währt hat Die Gegenvorschläge hierzu besagen, daß der
währung der Erziehungshilfe aufzustellen. Wird ıne öffentliche Träger der Jugendhilfe VO  3 der Gewährung
Erziehungshilfe außerhalb des Elternhauses gewährt, VO  ; Hıiılfe für einzelne und VO  ı der Schaffung eigenermu{ vorher ıne mehrdimensionale medizinisch-psycho- Einrichtungen und Veranstaltungen absehen soll, soOweıt
logische Begutachtung des jungen Menschen erfolgen. VO  — den treıen Trägern dıe ertorderliche Hılte CH-Sıcher wiıird dieser pädagogisch alleın vertretbare Ansatz un sachgerecht geleistet wırd und die entsprechenden
Nur dann Erfolge bringen, wenn zugleıch auch eld und Einrichtungen und Veranstaltungen bei den freien Irä-
Personal für eın qualifiziertes un: diıfterenziertes An-

SCIN ausreichend vorhanden sınd oder rechtzeıitig bereıit-
gebot VO  3 Hilfeeinrichtungen bereitgestellt wird. Das gestellt werden. Diese Forderung bedeutet keinen Vor-
aber 1St eine politische Entscheidung über Prioritäten 1m

rang freier Träger, sondern ezweckt allein den Schutz
gesellschaftlichen Bereich. treier Träger gegenüber den M1t hoheitlicher Gewalt und

Ööffentlichen Fınanzen ausgestatteten öffentlichen Trägern
Die sıch hier anschließende grundsätzliche Frage, 1n wel-

OÖOffene und kontroverse Fragen chem Verhältnis zukünftig treie und öffentliche Träger
iınnerhal der Jugendhilfe tätıg werden oder sıch ent-

Der Diskussionsentwurf aßt nıcht NUur ine Reihe VO  3 wickeln, sollte allein VO  3 der Qualität der Angebote, der
Fragen unbeantwortet, wırd voraussichtlich auch sachgerechten Deckung des Bedarts und VO  - der Zustim-

MUung der Leistungsempfänger abhängig se1n. Der egen-einıgen Stellen Kritik auslösen. Wer VO  — der Reform das
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berg, 1973 Vorschläge tür eın erweıtertes Jugendhilferecht,vorschlag enthält auch die Beibehaltung der Aufgaben-

stellung un: Zusammensetzung des Jugendhilfeausschus- Denkschrift der Arbeiterwohlfahrt, „Probleme un!: Vereinheitlichung
VvVon Jugendwohlfahrtsgesetz un! Jugendgerichtsgesetz, Auflage,ses, der siıch — WIı1e die 1m Zusammenhang miıt dem Drıitten Bonn 1970 Denkschrift der Arbeiterwohlfahrt o) Ein-

Jugendbericht ® durchgeführten Untersuchungen ergeben zelthesen einem Jugendhilferecht, hrsg. VO: Deutschen Ver-
eın für öftentl]. prıvate Fürsorge, Franktfurt 1972 Leitsätze tür eınhaben in der Prazxıs bewährt hat Es 1St erwarten, CcCues Jugendhilferecht, 1n „Mitteilungen der Arbeitsgemeinschaft fürdaß gerade 1m Bezug aut diese Jugend- un: gesellschafts- Jugendhilfe“, Bonn, Nr. 60/1970 Anmerkungen der Bundesarbeits-

politischen Kernpunkte des Diskussionsentwurfs auch be1 gemeınschaft der treien Wohlfahrtspflege einem Jugend-
der parlamentarischen Behandlung eınes Gesetzes hilfegesetz, Bonn, 1972, abgedruckt ın „Carıtas-Korrespondenz“,

Heft 5/1972 4 Käte Strobel, „Jugendpolitik und Jugendhilfe 1nharte Kontroversen autbrechen werden. Hubertus unge der BRD“*, Bulletin 9/1972 D ntwort der Bundesregierung
auf die Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion ZUr Sıtuation der
Jugendhiltfe 1n der Bundesrepublik Deutschland, Bundestagsdruck-

Diskussionsentwurf eines Jugendhilfegesetzes, hrsg. VO:! Bundes- sache V1/3175 rıtter Jugendbericht, hrsg. VO'! Bundesminister
mınısteriıum für Jugend, Familie und Gesundheit, Bonn - Bad Godes- tür Jugend, Familie un! Gesundheit, Bonn 1972

aubodenrecht Im Wıderstrei
Zu den Reformvorschlägen aus Kirchen, Parteien‚ Verbänden
Dıiıe Reform des Baubodenrechts steht gegenwärtig ın den einer Entfesselung der Stadt geführt. Seit 1871 hat sıch
gesellschaflspolitischen Programmen der Parteıen obenan. die Zahl der 1ın den Städten mıiıt über 100 OQ0QO Eiınwohnern
Reformvorschläge bommen auch aMXs Berufsverbänden ebenden Menschen 1n der Bundesrepubliık Un mehr als
UN Gewerkschaften. Dıe evangelische und die batholische das Dreißigfache erhöht. Aast die Hälfte der Bevölkerung
Kirche haben ım Februar dieses Jahres ZU gleichen ebt hier auf eLIwa2 Prozent der Fläche le TIrend-
Thema une gemeıinsame Denkschrifi herausgegeben, dıe extrapolationen bestätigen, daß auch 1n den nächsten
auch ın der politischen Diskussion starke Beachtung SE- Jahren ıne Entwicklung anhalten wiırd, die durch Ver-
funden hat Mıt dem hkhommenden CDU-Bundesparteitag dichtung und Mobilität gekennzeichnet 1St und siıch 1n
ım November un den Bemühungen ıne Kompromiß- weıtere Verstädterung wiırd. Es 1St nıcht NUur

[ösung iınnerhal. der Parteıen der Bonner Regierungs- der populärwissenschaftliche Teıl der Futurologen, der
Boalıtion ayırd das Thema zusätzlıche Aktualıtät Kc- VOTraussagt, dafß un die Jahrtausendwende bıs 90 Pro-

zent der Menschen urban leben werden.zuinNNEN. Der Bericht V“O  - Rüdiger Goöb gibt e1n esumee
der bisherigen Reformvorschläge. Der Autor, Ministerial- Darauf 1St auch die offizielle Polıitik ausgerichtet. Bundes-
direktor K R., ıst Mitglied der Akademie für Raum- raumordnung und Landesplanung legen die Verdichtung
ordnung, des Sachverständigenrates der Bundesregierung als räumliches Gliederungsprinzip fest. Staatlıche Förde-
für Umweltfragen und des Arbeitskreises „Kirche und rungsmittel werden zunehmend auf den Ausbau städti-
Raumordnung“ beim Kommuissarıat der deutschen Bı- scher Schwerpunkte konzentriert. Der Bericht über dıe
schöfe. Raumordnung der Bundesregierung afßt dies ebenso C1 -

kennen w 1e€e der Städtebaubericht, die Entwicklung der
Die zunehmende Auseinandersetzung dıe Ort- Rahmenpläne ZUur Verwirklichung der Gemeinschaftsautf-
entwicklung unNnserer Bodenordnung erhält ihre richtige gabe für die regionale Wırtschaftspolitik un die Landes-
Dımension VOT dem Hıntergrund der wachsenden Ver- entwicklungsprogramme der Länder.
städterung. Seitdem WIr die Stadt als Schicksal WwI1e- Nach der Entdeckung der Stadt als Schicksal wurde ıhre
derentdeckt haben, lıegt S$1e 1mM Zwielicht. Es 1St mehr als Unwirtlichkeit stärker empfunden. Lebensstandard und
Kulturkritik, wenn heute VO  3 eiıner Kcica der Stadt DCc- Lebensqualität 1n der Stadt sınd nıcht SYNONYIN., Im (GJe-
sprochen wird, die ihre Eıgnung als menschlicher Lebens- genteil: MIt der Steigerung der Wirkungskraft moderner
aum 1ın rage stellt. So wird der Ruft nach Rettung der Technik und dem Wachstum der städtischen Ballungs-
Städte immer stärker: das zunehmende öftentliche Pro- raume geht eine Schädigung der natürlıchen Lebensgrund-
blembewußtsein chaflt einen Zwang polıtischer Aktion. lagen einher, dıe fast die Schwelle menschlicher Be-

strebungen ZUr Selbstvernichtung heranreıcht. D)as Wohl-
ergehen, das eigentlıch der hauptsächliche Gewıinn AUuU>S

dem technıschen Fortschritt seın sollte, nımmt ab DıeStadtkrise un Bodenordnung
ymptome: Lärm, Luftverschmutzung, Wasserverunrein1-

Dıiıe 1mM Kohle-Dampf-Industriesystem entstandene Ag- gUung, Bedrohung der Vitalsituation. Der Verkehr erstickt,
gylomeratıion VO  e} Arbeitsstätten und Wohnungen hat Straßendurchbrüche die Stadt auseinander. Dıe


